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Anlage 1 


Zweiter Bericht der Bundesregierung zum Problem der Beseitigung 

von Abfallstoffen 

Beschluß des Bundestages vom 26. Oktober 1962 
Protokoll der 44. Sitzung, Seite 1942, Punkt 26 — Drucksache IV/587 — 


Die im ersten Bericht der Bundesregierung - Druck- 
sache IV, 945 vom 31. Januar 1963 - geschilderten 
Beratungen innerhalb der Bundesregierung und mit 
Sachverständigen, mit den beteiligten Ministerien 
der Länder sowie den Spitzenverbänden der Städte, 
Gemeinden und Landkreise, der Industrie und Was- 
serwirtschaft haben zu einem vorläufigen Abschluß 
geführt. 

I. 

Alle Beteiligten waren sich darüber einig, daß eine 
zentrale Durchführung der Aufgaben fachlich zweck- 
mäßig ist und zugleich die wirtschaftlichste Lösung 
darstellt. Es ergaben sich jedoch erhebliche Schwie- 
rigkeiten bei der Entscheidung über Trägerschaft 
und Rechtsform einer zentralen Stelle für Fragen 
der Beseitigung von Abfallstoffen. Bei den Ver- 
handlungen wurden folgende Möglichkeiten in Er- 
wägung gezogen: 

1. Angliederung an das Institut für Wasser-, Boden- 
und Lufthygiene des Bundesgesundheitsamtes 
oder 

2. öffentlich-rechtliche Anstalt oder Körperschaft 
oder 

3. Zentralstelle der kommunalen Spitzenverbände 
oder 

4. Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder ein- 
getragener Verein. 

Zunächst war die Bildung einer „Zentralstelle für 
Abfallwirtschaft e. V.“ in Aussicht genommen wor- 
den, deren Träger Bund, Länder, Kommunale Spit- 
zen verbände und Industrieverbände sein sollten. 
Diese Zentralstelle sollte folgende Aufgaben durch- 
führen: 

a) Grundsätze und Richtlinien ausarbeiten und in 
Merkblättern zusammenfassen, 

b) Vorschläge für die Koordinierung, Auswahl und 
Vergabe von Forschungsvorhaben unterbreiten, 

c) eine umfassende Dokumentation zu Fragen der 
Abfallbeseitigung durchführen und 

d) Statistik auf diesem Gebiete betreiben. 


Da hiernach zunächst nur eine allgemeine Grund- 
satzberatung in Betracht gezogen wurde, war für die 
Anfangszeit ein Kostenaufwand von etwa 500 000 
DM errechnet worden, der zu 60% von Bund und 
Ländern und zu 40% von den beteiligten Verbän- 
den getragen werden sollte. Entsprechend diesem 
Verteilerschlüssel sollten auf Bund und Länder 
300 000 DM und auf die Verbände 200 000 DM ent- 
fallen. Dementsprechend wurden im Bundeshaus- 
haltsplan 1964 bei Kap. 15 02 Tit. 622 als Zuschuß 
zu den Kosten der Zentralstelle 150 000 DM (mit 
Sperrvermerk) veranschlagt. Die Vertreter der Ver- 
bände erklärten jedoch, den auf sie entfallenden 
Kostenanteil in Flöhe von 200 000 DM nicht über- 
nehmen zu können, da dieser Betrag im Hinblick 
auf ihre Aufgabenstellung und ihre beschränkten 
Etats auch nicht annähernd aufgebracht werden 
könne. Nach Auffassung der Verbände sollte die 
Hauptlast der Finanzierung der geplanten Zentral- 
stelle von Bund und Ländern getragen werden. Die 
Leistung der Verbände sollte neben einem gerin- 
gen finanziellen Beitrag vor allem in der Vermitt- 
lung und Bereitstellung der zur ehrenamtlichen Mit- 
arbeit heranzuziehenden Fachkräfte aus dem Be- 
reich der Städte, Gemeinden und Industriebetriebe 
bestehen. Da die Verbände danach für die Bei- 
tragszahlung praktisch ausfielen, mußten Bund und 
Länder nach neuen Lösungsmöglichkeiten suchen. 

ln den neuen Verhandlungen zwischen Bund und 
Ländern ergab sich Einigkeit darüber, daß bei der 
Dringlichkeit der anstehenden Probleme eine wei- 
tere Verzögerung nicht tragbar und eine zentrale 
Einrichtung wegen der zeitlich beschränkten Auf- 
gabenstellung nicht erst neu zu gründen sei. Viel- 
mehr solle eine bereits bestehende Einrichtung mit 
der Wahrnehmung dieser Aufgaben betraut werden. 
Für diese Zwecke erschien das Institut für Wasser-, 
Boden- und Lufthygiene des Bundesgesundheits- 
amtes vorzugsweise geeignet; es hat sich seit Jahr- 
zehnten auch mit Fragen der Beseitigung von Ab- 
fallstoffen gutachtlich und beratend befaßt. Im wei- 
teren Verhandlungsverlauf wurde zwischen Bund 
und Ländern der aus Anlage 2 ersichtliche Vertrag 
geschlossen. Die Unterzeichnung erfolgte im Um- 
laufverfahren und benötigte daher längere Zeit. 
Die letzten Vertragspartner haben Ende Oktober 
1965 unterzeichnet. 
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II. 

Der Vertrag ist privatrechtlicher Art und geht da- 
von aus, daß die Probleme der Abfallbeseitigung 
Bund und Landern bestimmte Aufgaben stellen, die 
der wissenschaftlichen Klärung an einer zentralen 
Stelle bedürfen. Mit der Durchführung der Arbeiten 
ist das Bundesgesundheitsamt beauftragt worden, 
das die Länder auf dem Gebiete der Abfallbeseiti- 
gung beraten soll. Im einzelnen ist folgender Auf- 
gabenkatalog zu erfüllen: 

a) Grundsätze und Richtlinien auszuarbeiten und in 
Form von Merkblättern zusammenzufassen, 

b) Vorschläge für die Koordinierung, Auswahl und 
Vergabe von Forschungsvorhaben zu unterbrei- 
ten, 

c) eine umfassende Dokumentation zu Fragen der 
Abfallbeseitigung durchzuführen und 

d) Statistik auf dem Gebiete der Abfallbeseitigung 
zu betreiben. 

Die geschätzten jährlichen Gesamtkosten in Flöhe 
von 300 000 DM werden von Bund und Ländern je 
zur Hälfte getragen. Dieser Betrag setzt sich wie 
folgt zusammen: 

1. Personalausgaben 161 000 DM 

2. Sachausgaben 50 000 DM 

3. Allgemeine und einmalige 

Ausgaben 89 000 DM 

300 000 DM 


Die Arbeiten sind am 1. Oktober 1965 aufgenom- 
men worden. In der Anlaufzeit ergeben sich noch 
gewisse Schwierigkeiten, weil das für diese Zwecke 
benötigte Fachpersonal vom Bundesgesundheitsamt 
zusätzlich gewonnen werden muß. Vorgesehen sind 
zunächst vier wissenschaftliche Mitarbeiter und fünf 
Hilfskräfte. Die Personaleinstellungen sind im 
Gange und können voraussichtlich bis zum Som- 
mer 1966 abgeschlossen werden. 

Hinsichtlich der Leistungsfähigkeit der neuen Ein- 
richtung erscheint es von besonderer Bedeutung, 
daß für die Durchführung der Aufgaben das Bun- 
desgesundheitsamt verantwortlich ist. Dieses Amt 
verfügt neben dem neu zu gewinnenden Fachper- 
sonal für diese speziellen Aufgaben über eine Viel- 
zahl von Fachleuten verschiedenster wissenschaft- 
licher Disziplinen. Andererseits ist zu berücksich- 
tigen, daß bei der Abfallbeseitigung Probleme für 
die Wasserwirtschaft, Luftreinhaltung, Land- und 
Forstwirtschaft, den Gartenbau und Landschafts- 
schutz, die Betriebs- und Energiewirtschaft und nicht 
zuletzt für die kommunalen Betriebsorganisationen 
entstehen. Diese Probleme berühren sehr unter- 
schiedliche Fachgebiete, wie das Ingenieurwesen, 
die Physik, Chemie, Hygiene und Biologie. Im 
Hinblick darauf ist das Bundesgesundheitsamt 


vor allem darum bemüht, die Bestrebungen auf 
diesen Gebieten künftig zu koordinieren und 
sich bei der fachlichen Arbeit auf eine breit ge- 
gliederte Arbeit von Fachausschüssen zu stützen. 
Das eingangs erwähnte Angebot der Verbände, wo- 
nach ihr Beitrag zu einer Zentralstelle in Vermitt- 
lung und Bereitstellung der zur ehrenamtlichen Mit- 
arbeit heranzuziehenden Fachkräfte aus dem Be- 
reich der Städte, Gemeinden und Industrie bestehen 
könne, gewährleistet, daß die Ausschüsse mit ge- 
eigneten Fachleuten besetzt und zugleich die ver- 
schiedenen, bisher zum Teil nebeneinander laufen- 
den Bestrebungen zur Lösung dieser Probleme künf- 
tig aufeinander abgestimmt werden können. 

über die organisatorische Durchführung der Auf- 
gaben läßt sich bis jetzt folgendes feststellen: 

Die Verbindung zwischen der „Länderarbeitsge- 
meinschaft Abfallbeseitigung", dem Bundesministe- 
rium für Gesundheitswesen und dem Bundesgesund- 
heitsamt soll auf diesem Gebiete durch einen „Ko- 
ordinierungs-Ausschuß" gewährleistet werden. Nach 
Verhandlungen mit Vertretern der Fachverbände 
wird außerdem die Einrichtung eines Fachbeirates 
vorbereitet, der dem Bundesgesundheitsamt wissen- 
schaftlich beratend zur Seite stehen soll. Ihm sollen 
möglichst nur Sachverständige angehören, die vom 
Präsidenten des Bundesgesundheitsamtes berufen 
werden. 

4 Hauptausschüsse sollen folgende Fragen bear- 
beiten: 

Hauptausschuß I: Allgemeines 
Unterausschüsse: 

1. Begriffsbestimmung 

2. Statistik 

3. Planung 

4. Rechtsfragen 

Hauptausschuß II: Kompostierung 
Unterausschüsse : 

1. Verfahren 

2. Zerkleinerungstechnik 

3. Landwirtschaftliche Nutzung 

4. Hygiene 

5. Klärschlamm 

Hauptausschuß III: Lagerung 
Unterausschüsse: 

1. Analytik 

2. Gewerbliche und industrielle Abfälle 
Entwicklungsfragen 

3. Landschaftsgestaltung 
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Hauptausschuß IV: Verbrennung 
Unterausschüsse: 

1. Groß Verbrennungsanlagen 

2. Mittel- und Kleinverbrennungsanlagen 

3. Kleinst- und Spezialverbrennungsanlagen 

4. Schlacken 

5. Luftreinhaltung 

Die Aufgabe des Bundesgesundheitsamtes soll es vor 
allem sein, für die erforderliche Koordinierung der 
Arbeiten der Hauptausschüsse zu sorgen und enge 
Verbindungen zu allen Einrichtungen zu halten, die 
an der Lösung dieser Probleme besonders inter- 
essiert sind, z. B. kommunale und Spitzenverbände 
der Industrie, Fachverbände, Universitäten, Hoch- 
und Fachschulen usw. 

Nach Abstimmung mit der „Länderarbeitsgemein- 
schaft Abfallbeseitigung" und dem Bundesministe- 
rium für Gesundheitswesen sollen zunächst folgende 
Fragen vordringlich bearbeitet werden: 

1. a) Bestandaufnahme der bestehenden und in Be- 

trieb befindlichen Abfallverbrennungs- und 
Kompostierungsanlagen, möglichst ausge- 
dehnt auf das europäische Ausland. Hinweise 
auf die verschiedenen Systeme, ihre Wir- 
kungsweise und Betriebsdaten, Angaben über 
Liefer- und Projektierungsfirmen. 

b) Welche Erfahrungen liegen mit den in Be- 
trieb befindlichen Anlagen vor (Wirksamkeit 
- Wirtschaftlichkeit - absoluter Kostenver- 
gleich - Restmüllbeseitigung)? 

c) Welche Abfallbeseitigungsanlagen werden 
geplant oder sind im Bau? Soweit mög- 
lich, sollen auch wichtige Planungen im euro- 
päischen Ausland erfaßt werden. 

d) Art und Menge industrieller Abfälle. 

2. Welche Gesichtspunkte sind bei der Wahl der 
Standorte und für die Art der Abfallbeseitigung 
zu berücksichtigen? 

3. Mindestforderungen an eine geordnete Deponie, 
sowohl des Haus- und kleingewerblichen Mülls 
als auch der Industrieabfälle (Entwurf von Richt- 
linien und Merkblättern). 


4. Unter welchen Voraussetzungen kann Klär- 
schlamm bei der Müllbeseitigung mitverwendet 
werden? 

5. Entwurf von Richtlinien und Merkblättern für 
die Kompostierung. 

Im Hinblick auf die gegenwärtig schwierige Situa- 
tion der Gemeinden bei der Planung von Abfall- 
beseitigungsanlagen hat das Bundesgesundheitsamt 
Vorarbeiten für ein erstes Merkblatt über Planung 
derartiger Anlagen in Angriff genommen. 

Die Durchführung dieser Aufgaben wird dadurch 
wesentlich erleichtert, daß durch die Arbeit be- 
stimmter Fachgremien und Fachverbände in den 
letzten 2 Jahren wichtige Teilfragen vorgeklärt 
sind. So hat beispielsweise die „Arbeitsgemeinschaft 
für kommunale Abfallwirtschaft" (AkA) besondere 
Fortschritte durch Herausgabe der Merkblätter M 1 
- M 7 erzielt, die sich mit der Analyse und Auf- 
bereitung sowie der geordneten Ablagerung von 
Hausmüll befassen. Die „Arbeitsgemeinschaft für 
industrielle Abfallstoffe" (AflA) hat ein Merk- 
blatt G 7 über „die geordnete und kontrollierte 
Ablagerung von industriellen und gewerblichen 
Abfällen" veröffentlicht. Das letztgenannte Merk- 
blatt enthält u. a. die dringend notwendigen Richt- 
linien, die es gestatten, jede Art Abfall unter Ein- 
haltung der gesetzlichen Vorschriften, insbesondere 
auch des § 34 Abs. 2 Satz 1, des § 26 Abs. 2 Satz 1 
WHG zu deponieren, d. h. auch Abfallstoffe, die 
wasserlöslich sind oder wasserlösliche Anteile ent- 
halten. In diesem Zusammenhang ist auch darauf 
hinzuweisen, daß Bund und Länder in den letzten 
Jahren die Forschung auf dem Gebiete der Abfall- 
beseitigung mit erheblichen Mitteln gefördert und 
eine Reihe von Fachgutachten haben erstellen las- 
sen. Allein der Bund hat in den letzten Jahren etwa 
1 Million DM für diese Zwecke ausgegeben. Die 
Arbeitsergebnisse liegen jetzt oder in aller Kürze 
vor und warten auf die Auswertung für die Praxis 
durch das Bundesgesundheitsamt. 

Nachdem jetzt die organisatorischen Voraussetzun- 
gen für eine zentrale Behandlung des Müllproblems 
in der Bundesrepublik Deutschland geschaffen wor- 
den sind, wird die Schnelligkeit des Erfolges der 
seit dem 1. Oktober 1965 angelaufenen Arbeiten 
im wesentlichen davon abhängen, in welchem Um- 
fang alle hieran Beteiligten ihre Kräfte in den Dienst 
dieser Sache stellen. 
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Anlage 2 


Vertrag 

zwischen 


1. dem Land Baden-Württemberg, 

vertreten durch das Innenministerium, 

2. dem Freistaat Bayern, 

vertreten durch die Oberste Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des Innern, 

3. dem Land Berlin, 

vertreten durch den Senator für Verkehr und Betriebe, 

4. der Freien Hansestadt Bremen, 

vertreten durch den Senator für das Bauwesen, 

5. der Freien und Hansestadt Hamburg, 

vertreten durch den Senat, 

6. dem Land Hessen, 

vertreten durch den Hessischen Minister für Arbeit, Volkswohlfahrt und Gesundheitswesen, 

7. dem Land Niedersachsen, 

vertreten durch den Niedersächsischen Minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 

8. dem Land Nordrhein-Westfalen, 

vertreten durch den Innenminister, 

9. dem Land Rheinland-Pfalz, 

vertreten durch das Ministerium für Landwirtschaft, Weinbau und Forsten, 

10. dem Saarland, 

vertreten durch den Minister des Innern, 

11. dem Land Schleswig-Holstein, 

vertreten durch den Innenminister, 
und 

der Bundesrepublik Deutschland, 

vertreten durch den Bundesminister für Gesundheitswesen, dieser vertreten durch das Bundes- 
gesundheitsamt. 


Bund und Länder gehen davon aus, daß die Pro- 
bleme der Abfallbeseitigung Aufgaben für Bund 
und Länder mit sich bringen, die der wissenschaft- 
lichen Untersuchung an einer zentralen Stelle be- 
dürfen. Die Länder erteilen dem Bundesgesundheits- 
amt daher den nachstehenden Auftrag. Der Bund 
hat sich bereit erklärt, seinerseits für die Arbeiten 
des Bundesgesundheitsamtes auf dem Gebiet der 
Abfallbeseitigung, die auch im Interesse des Bundes 
liegen, jährlich einen gleich hohen Kostenanteil zu 
leisten, wie ihn die Länder aufgrund dieses Ver- 
trages zu zahlen haben (150 000 DM). 


§ 1 

Die Länder erteilen dem Bundesgesundheitsamt den 
Auftrag, sie auf dem Gebiete der Abfallbeseitigung 
zu beraten. 

Zu diesem Zweck hat das Bundesgesundheitsamt 

a) Grundsätze und Richtlinien auszuarbeiten und 
in Form von Merkblättern zusammenzufassen, 

b) Vorschläge für die Koordinierung, Auswahl und 
Vergabe von Forschungsvorhaben zu unterbrei- 
ten, 
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c) eine umfassende Dokumentation zu Fragen der 
Abfallbeseitigung durchzuführen und 

d) Statistik auf dem Gebiete der Abfallbeseitigung 
zu betreiben. 

§ 2 

Für die Ausführung des in § 1 genannten Auftrages 
zahlen die Länder jährlich einen Betrag von 150 000 
DM; der Anteil der einzelnen Länder ergibt sich 
aus dem folgenden Schlüssel: 


Baden-Württemberg : 

12 % 


18 000 

Bayern: 

11,8 % 

= 

17 700 

Berlin: 

4,9 %> 

= 

7 350 

Bremen: 

4 % 

= 

6 000 

Hamburg: 

o 

o 

U- 

Tt 

= 

7 050 

Hessen: 

10,3% 

- 

15 450 

Niedersachsen: 

10,1 % 


15 150 

Nordrhein- Westfalen: 

20,5 % 


30 750 

Rheinland-Pfalz: 

8,7 % 

= 

13 050 

Saarland: 

5,3% 

= 

7 950 

Schleswig-Holstein : 

7,7 % 

= 

11 550 


§ 3 

Der Bund und die Länder sind berechtigt, die Ar- 
beitsergebnisse frei zu benutzen. 

§ 4 

Die Länder und das Bundesgesundheitsamt werden 
sich laufend über Einzelheiten der Durchführung 
des in § 1 genannten Auftrages verständigen und 
hierfür gemeinsam Programme festlegen. Zu diesem 
Zweck werden die Länder einen Koordinierungsaus- 
schuß bilden, in den der Bundesminister für Gesund- 
heitswesen Vertreter entsenden kann. 

§ 5 

Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages be- 
dürfen der Schriftform. 

§ 6 

Dieser Vertrag wird mit Wirkung vom 1. 1. 1965 
geschlossen. Er gilt bis zum 31. 12. 1969 und ver- 
längert sich jeweils um ein weiteres Jahr, wenn er 
nicht mit einer Frist von einem Jahr zum Ablauf 
einer Geltungsperiode gekündigt wird. 
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